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435. Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2022 des Zweck-
verbandes Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck 
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436. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur Änderung der Friedhofs-
gebührensatzung für den Friedhof Laggenbeck der Ev. Kirchenge-
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437. Öffentliche Bekanntmachung der 5. Änderungssatzung zur Allgemeinen 
Gebührensatzung des Kreises Steinfurt vom 14.12.2023 

 
 
Aufgrund des § 5 in Verbindung mit § 26 Absatz 1 Buchstabe f) der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 646/SGV NRW 2021), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13.04.2022 
(GV. NRW. S. 490), und der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.04.2023 (GV. NRW. S. 233), hat der Kreistag des Kreises 
Steinfurt in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende 5. Änderungssatzung zur Allgemeinen Ge-
bührensatzung des Kreises Steinfurt vom 20.12.2006 beschlossen:  
 
 

§ 1 
 
Der Gebührentarif zur Allgemeinen Gebührensatzung des Kreises Steinfurt wird wie folgt geän-
dert:  
 
1. In der Tarifstelle 1. „Fotokopien und Digitaldrucke“ werden  

 „Layoutgestaltung, je angefangene Stunde 45,30 €“ durch „Layoutgestaltung, je angefan-
gene Viertelstunde von Bediensteten 15,00 €“  

 s/w Kopie DIN A 4 „0,04 €“ durch „0,15 €“  

 s/w Kopie DIN A 3 „0,07 €“ durch „0,25 €“  

 Farbkopie DIN A 4 „0,07 €“ durch „0,30 €“  

 Farbkopie DIN A 3 „0,14 €“ durch „0,50 €“  

 „Digital-Plot je nach Aufwand“ durch „Druck, Materialien je nach Aufwand“ ersetzt.  
 
2. In der Tarifstelle 2.1 „Beglaubigungen von Unterschriften und Handzeichen“ wird der Wert 

„1,00 €“ durch den Wert „2,50 €“, in der Tarifstelle 2.2 „Beglaubigung von Ablichtungen pp.“ 
der Wert „1,50 €“ durch den Wert „5,00 €“, in der Tarifstelle 2.3 „Ausstellung von Bescheini-
gungen und Zeugnissen“ der Wert „4,00 €“ durch den Wert „6,00 €“ ersetzt.  

 
3. Die Tarifstelle 3. „Veröffentlichungen“ 3.1 wird nach dem Text „von Bekanntmachungen im 

Amtsblatt des Kreises Steinfurt“ folgender Text ergänzt „Grundgebühr je Bekanntmachung 
20,00 € zuzüglich zur Grundgebühr je angefangene halbe Seite 10,00 €“. Der Wert „15,00 €“ 
entfällt.  

 
4. Die Tarifstelle 4. „Versendung von Akten“ erhält folgende Fassung:  
 

„Die Gebühr für die Übersendung von Akten wird nach dem Zeitaufwand erhoben, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt wird. Die Gebühr beträgt für jede 
angefangene Viertelstunde eines/r Bediensteten (Beamter/Beamtin/Beschäftigte/r)  
- Laufbahngruppe 2 ab dem 2. Einstiegsamt (ehemals höherer Dienst) 25,00 €  
 
- Laufbahngruppe 2 ab dem 1. Einstiegsamt (ehemals gehobener Dienst) 19,00 €  

- Laufbahngruppe 1 ab dem 2. Einstiegsamt (ehemals mittlerer Dienst) 15,00 €  
Bei postalischem Versand:  
- Zzgl. Versandkostenaufwand nach tatsächlichem Aufwand  
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Im begründeten Einzelfall kann von der Höhe der Pauschalsätze abgewichen werden.“  
 
5. In der Tarifstelle 6. „Einrichtungen der überörtlichen Gefahrenabwehr und des Feuerschutzes“ 

werden nach „A. Benutzung der Kreisschlauchpflege und Atemschutzgerätewerkstatt“  
6.1 Reinigung, Überprüfung, Trocknung, Talkumierung eines B- oder C-Schlauches „8,00 €“ 
durch „10,00 €“  
6.2 Flicken eines Schlauches (je Flicken) „8,00 €“ durch „16,00 €“  
6.3 Einbinden von Kupplungen „15,00 €“ durch „24,00 €“  
6.4 Überprüfung, Reinigung, Desinfektion einer Atemschutzmaske „30,00 €“ durch „38,00 €“  
6.5 Prüfung eines Atemschutzgerätes „51,00 €“ durch „77,00 €“  
6.6 Prüfen, Füllen einer Atemluftflasche „8,00 €“ durch „15,00 €“  
6.7 Reinigen/Trocknen von Feuerwehrkleidung „9,00 €“ durch „13,00 €“  
6.8 Überprüfung, Reinigung, Desinfektion eines Lungenautomaten „30,00 €“ durch „38,00 €“  
6.9 Dosierventil wechseln „20,00 €“ durch „38,00 €“  
6.10 Prüfung von Schutzanzügen (CSA) „121,00 €“ durch „58,00 €“  
ersetzt.  
 
Nach „B. Atemschutzübungsstrecke“ wird nach dem Text „Durchgang durch die Strecke (pro 
Teilnehmer bzw. Teilnehmerin)“ der Wert „20,49 €“ durch „22,77 €“ ersetzt.  
 

6. In der Tarifstelle 9. wird „Durchführung des Landespflegerechtes NRW“ ersetzt durch die 
Worte „Durchführung des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen (APG NRW)“ er-
setzt.  
In den Tarifstellen 9.1 und 9.2 werden die Formulierungen „§ 92 SGB XI“ ersetzt durch die 
Formulierungen „§ 8a SGB XI“.  

 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Änderungssatzung zur Allgemeinen Gebührensatzung des Kreises Steinfurt 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
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4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Steinfurt, 14.12.2023      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
         Az. 13/2 – 01.02.05-001/013 
         Dr. Martin Sommer 
         Landrat    
  
         Kreis Steinfurt 50/2023/437 
 
 
 
 

438. Öffentliche Bekanntmachung der Gebührensatzung für den Zweckver-
band Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck vom 14.11.2023 

 
 
Aufgrund der §§ 1, 2 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.04.2023 
(GV. NRW S. 233) und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 490), sowie des § 19 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit NW 
vom 01.10.79 (GV NW S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. April 
2022 (GV. NRW. S. 490), hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Musikschule 
Greven/Emsdetten/Saerbeck in ihrer Sitzung am 14.11.2023 nachstehende Satzung beschlos-
sen: 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
1. Die Teilnehmer(innen) am Unterricht der Musikschule bzw. ihre gesetzlichen Vertreter(innen) haben eine 

Teilnahmegebühr zu entrichten. 
 
2. Die Teilnahmegebühr ist eine Jahresgebühr und ist anteilig zu den Fälligkeitsterminen 15.02., 15.05., 15.08. 

und 15.11. zu entrichten. Nachzahlungen infolge Veränderungen sind sofort zu begleichen. 
 
3. Die Zahlungen sind an die Stadtkasse Greven zu leisten. 

 
4. Das Rechnungsjahr sowie das Schuljahr der Musikschule decken sich mit dem Kalenderjahr. 

 
5. Abmeldungen vom Unterricht der Musikschule sind grundsätzlich nur in schriftlicher Form mit vierwöchiger 

Frist zum 31.08. und zum 31.12. möglich. Über Ausnahmen entscheidet die Schulleitung. 

 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
A. Kinder, Jugendliche, Schüler, Studenten, Auszubildende, Wehr- und Zivildienstleistende 
 
 

I Klassenunterricht 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20387&vd_back=N490&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20387&vd_back=N490&sg=1&menu=1
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 Fach € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. Basiskurs (75 Min/Woche, unter 8 Teiln. 

60 Min/Woche) 32,10 96,30 385,20 

2. Musik. Früherziehung (75 Min /Woche, 

unter 8 Teiln. 60 Min/Woche)  32,10   96,30 385,20 

3. Musikzwerge (45 bis 60 Min/Woche) 27,20   81,60 326,40 

4. Musikwichtel (35 bis 45 Min/Woche) 27,20   81,60 326,40 

5. Teilnahme an einem Ergänzungsfach  

(Spielkreise Orchester, u.a.) 
 

   

 mit Hauptfach 5,00 15,00 60,00 

 ohne Hauptfach 10,00 30,00 120,00 

 Akkordeonensemble 20,00 60,00 240,00 

 

 

II Gruppenunterricht Instrument und Gesang 
     (45 Minuten/Woche) 
 

 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal € pro Jahr  

 1. kleine Gruppe (2 Schüler)  59,90 179,70 718,80 

2. kleine Gruppe (3 Schüler)  52,50 157,50 630,00 

3. große Gruppe (4 Schüler) 43,80 131,40 525,60 

4. große Gruppe (5 Schüler) 37,60 112,80 451,20 

5. große Gruppe (6 Schüler) 31,20 93,60 374,40 

 
 

III Einzelunterricht Instrument und Gesang 
 
 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal € pro Jahr 

1. 30 Min/Woche 73,80 221,40 885,60 

2. 45 Min/Woche  103,90 311,70 1.246,80 

 
B Unterricht für die nicht unter A. fallenden Personen 
 

I Klassenunterricht 
 
 Fach € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. Teilnahme an einem Ergänzungsfach  

(Spielkreise Orchester, u.a.) 

   

 mit Hauptfach 5,00 15,00 60,00 

 ohne Hauptfach 10,00 30,00 120,00 

 Akkordeonensemble 20,00 60,00 240,00 

 

II Gruppenunterricht Instrument und Gesang 
     (45 Minuten/Woche) 
 
 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. Kleine Gruppe (2 bis 4 Schüler)  85,40  256,20  1.024,80  

 
 
 

III Einzelunterricht Instrument und Gesang 
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 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. 30 Min/Woche 102,60  307,80  1.231,20  

2. 45 Min/Woche  147,00  441,00  1.764,00  

 

 
C. Besondere Unterrichtsformen  
 
Für von der Gebührensatzung abweichende oder in dieser nicht erfasste Unterrichtsformen bzw. Unterrichtsangebote 
der Musikschule kann die Schulleitung eine Gebühr festsetzen. Diese muss den wirtschaftlichen Erfordernissen der 
Schule entsprechen.  

§ 3 
Gebührenermäßigung/ Gebührenbefreiung/ Gebührenerstattung 

 
1. Teilnehmerermäßigung 

Bei der Teilnahme mehrerer Mitglieder einer Familie am Unterricht der Musikschule ermäßigen sich die Ge-
bühren nach § 2 wie folgt:   bei 2 Mitgliedern um je 15 %, 

    bei mehr als 2 Mitgliedern um je 20 %. 
 
 Die Belegung eines Ergänzungsfaches, sowie eines Angebotes im Projektbereich bleibt bei der Festlegung 

der Mitgliederzahl einer Familie unberücksichtigt. Gleichfalls wird für die Teilnahme an einem Ergänzungsfach 
oder eines Angebotes im Projektbereich keine Ermäßigung gewährt.  

 
2. Gebührenbefreiung 
 Unterrichtsgebühren, die den Wert des Gutscheins für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben über-

steigen, werden auf schriftlichen Antrag für Teilnehmer/innen die, sowie für Kinder und Jugendliche deren 
Familien Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II oder nach dem Sozialgesetzbuch XII erhalten, erlassen. 
Ein entsprechender Nachweis ist halbjährlich zu erbringen. 

 
3. Unterrichtsversäumnisse/Unterrichtsausfall 

Wird eine Unterrichtsstunde aus Gründen, die beim Schüler/ bei der Schülerin liegen, nicht wahrgenommen, 
besteht kein Anspruch auf eine Nachholstunde oder auf Erstattung des Unterrichtsentgeltes. 
Fällt der Unterricht aus Gründen aus, die von der Musikschule zu vertreten sind, gilt folgende Regelung: 
Bei der Bemessung des Entgelts ist ein gelegentlicher Unterrichtsausfall wegen Erkrankung oder sonstiger 
Verhinderung der Lehrperson berücksichtigt worden. Werden aber innerhalb eines Kalenderjahres weniger als 
35 Unterrichtsstunden erteilt, kann zum Jahresende, spätestens bis zum 31.1. des darauffolgenden Jahres, 
die Erstattung des anteiligen Entgeltes beantragt werden, sofern die Musikschule die Erstattung nicht schon 
veranlasst hat. 
Grundsätzlich wird Musikunterricht als Präsenzunterricht erteilt. Sollte eine Unterrichtserteilung in den Unter-
richtsräumen aus Gründen höherer Gewalt (z.B. Sturm, Pandemie) nicht möglich sein, behält sich die Musik-
schule vor, den Musikunterricht durch mediengestützte Unterrichtsformen (in digitaler Form bzw. als Online-
Unterricht) anzubieten. Diese Unterrichtsform gilt als gleichwertiger Ersatz und löst keinen Erstattungsan-
spruch aus. Es besteht ebenfalls kein Erstattungsanspruch, wenn der angebotene Online-Unterricht nicht in 
Anspruch genommen wird. 

 

§ 4 
Leihgebühren für schuleigene Instrumente 

 
Der Zweckverband Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck stellt Schülern und Schülerinnen der Musikschule in 
begrenztem Umfang für die Dauer von 1 Jahr Leihinstrumente zur Verfügung.  
Die Leihgebühr staffelt sich wie folgt:       9,90 € mtl. bei einem Instrumentenwert von bis zu 250 Euro  
 13,90 € mtl. bei einem Instrumentenwert von bis zu 1000 Euro  
 18,20 € mtl. bei einem Instrumentenwert von über 1000 Euro  
 
Über die Ausgabe der Instrumente sowie über eine evtl. Verlängerung der Leihfrist im Ausnahmefall entscheidet 
die Schulleitung. 
 

§ 5 
Schlussbestimmung 
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Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung des Zweckverbandes Musik-
schule Greven/Emsdetten/Saerbeck vom 08.11.2022 außer Kraft. 
 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Gebührensatzung des Zweckverbandes Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß §8 GKG in Verbindung mit §7 Gemeindeordnung (GO) NW wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO und des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
1.10.1979 (GV NW S. 621), gegen die vorstehende Gebührensatzung des Zweckverbandes Musikschule Gre-
ven/Emsdetten/Saerbeck nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband Musikschule Greven/Emsdet-

ten/Saerbeck gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

 
Greven, 14.11.2023       gez. Aden 

Verbandsvorsteher 
              
         Kreis Steinfurt 50/2023/438 
 
 

439. Öffentliche Bekanntmachung der Anpassung und Berichtigung des Flä-
chennutzungsplans der Gemeinde Saerbeck gemäß § 13a Absatz 2 Satz 
1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 2. November 2023 beschlossen, den 
im Wege der Berichtigungen angepassten und fortgeschriebenen Flächennutzungsplan mit 
Stand September 2023 als Stand der Planung zu beschließen und diesen öffentlich bekannt zu 
machen.  
 
Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen, wenn ein Bebauungsplan 
gemäß § 13a als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans abweicht. Die Berichtigung eines Flächennutzungsplans stellt einen redaktionel-
len Vorgang dar, auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bauleitplänen keine Anwen-
dung finden. Sie erfolgt ohne Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, beinhaltet keinen Um-
weltbericht und bedarf keiner Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde.  
 
In der nachfolgenden Tabelle sind insgesamt neun rechtskräftige Bebauungsplanänderungen 
aufgeführt, für die der Flächennutzungsplan gemäß § 13a Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 anzupassen ist:  
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Die entgegenstehenden Darstellungen des Flächennutzungsplans sind entsprechend der fort-
laufenden Berichtigungen (Spalte 3 der Tabelle) auf der Grundlage der Bebauungsplanände-
rungen im Rahmen der Innenentwicklung angepasst bzw. ersetzt worden. Mit der Berichtigung 
des Flächennutzungsplans entsprechen die Bebauungsplanänderungen gemäß § 13a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 BauGB dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB.  
 
Seit der letzten Anpassung und Fortschreibung des Flächennutzungsplans sind durch Bekannt-
machung Teilflächen-Planänderungen wirksam geworden, die zeichnerisch im berichtigten Ge-
samtplan nacherfasst worden sind, um einen aktuellen Flächennutzungsplan zu erhalten. Dabei 
handelt es sich um folgende Flächennutzungsplanänderungen:  
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651 
 

Der aktuelle Flächennutzungsplan ist nachfolgend dargestellt. Berichtigungen und wirksame Än-
derungen sind im Flächennutzungsplan mit einer Linie rot umrandet markiert.  
 

 
 
 
Neben den Berichtigungen und nacherfassten Änderungen sind zur vollständigen Aktualisierung 
weitere redaktionelle Anpassungen unter Anwendung der aktuellen Planzeichenverordnung und 
nachrichtliche Übernahmen gemäß § 5 Abs. 2 Ziffern 3, 7, 9, Abs. 4, 4a BauGB vorgenommen 
worden, die sich wie folgt darstellen:  
 
- Farbliche Differenzierung der Flächen für Land- und Forstwirtschaft nach Landwirtschaft und 
Wald 
- Aktualisierung der Natur- und Landschaftsschutzgebiete in ihrer Flächendarstellung, ergänzt 
durch FFH-Gebiete. 
- Aktualisierung der gesetzlichen Überschwemmungsgebiete 
- Ergänzung der Gewässer durch größere Fließgewässer und Seen (insbesondere Dortmund-
Ems-Kanal und Ems). 
- Die klassifizierten Straßen sowie die Haupterschließungsstraßen in der Ortsmitte und im Ge-
werbegebiet sind als überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen planzeichnerisch umge-
setzt. 
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- Korrektur des Planzeichens für das Jugendzentrum „JUZE“ von "öffentlicher Verwaltung" in 
"sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ 
- Ergänzung des Standorts der Kläranlage durch das Planzeichen „Kläranlage“ 
- Ergänzung des Standorts der Feuerwehr durch das das Planzeichen „Feuerwehr“  
- Der Standort der Post erhält das gleichnamige Planzeichen   
- Entfernung der Richtfunkstrecke Osterwick-Ibbenbüren, Funkfeld Nr. 25 (nicht mehr in Be-
trieb).  
 
Gemäß § 6 Abs. 6 BauGB wird der Flächennutzungsplan in seiner aktuellen Fassung ein-
schließlich aller nacherfassten rechtswirksamen Änderungen, Ergänzungen und Berich-
tigungen neu bekannt gemacht. Diese Neubekanntmachung hat rein deklaratorischen 
Charakter, das bedeutet, der Originalplan und alle darauffolgenden Änderungen sind 
rechtlich maßgeblich und bleiben unverändert.  
 

Einsichtnahme: 
 

Die Öffentlichkeit soll durch die Bekanntmachung Kenntnis über den aktuellen Stand des Flä-
chennutzungsplans erlangen und die Möglichkeit erhalten, die aktuelle Fassung einzusehen.  
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Saerbeck kann nach Terminvereinbarung während der 
Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferrières-
Straße 11, 48369 Saerbeck, Telefon 02574/89 205 oder 89-206, oder auf der Internetseite der 
Gemeinde Saerbeck unter https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebau-
ungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm dauerhaft eingesehen 
werden. Über den Inhalt des Flächennutzungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  

 
Saerbeck, 19.12.2023      Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
gez. Dr. Lehberg 

              
         Kreis Steinfurt 50/2023/439 
 
 
 
 

440. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von El-
ternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote im Rahmen der Offe-
nen Ganztagsschule (OGS) an den Förderschulen des Kreises Steinfurt 
vom 20.12.2023 

 
 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 13.April 2022 (GV. NRW. S. 490, des 51 Abs. 5 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch – vom 3. Dezember 2019  sowie des § 9 Abs. 2 und 3 
des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15.02.2005 (GV. 
NRW. S. 102/SGV NRW 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. 
2022 S. 250, hat der Kreistag des Kreises Steinfurt in seiner Sitzung am 11. Dezember 2023 
folgende Satzung beschlossen: 
 

https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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§ 1 Geltungsbereich 

Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von außerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen 
der Offenen Ganztagsschule (OGS) an Förderschulen des Kreises Steinfurt. Die Satzung ist 
Grundlage für die Erhebung des Beitrages, den Eltern zu leisten haben, die ihre Kinder für die 
Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten an der OGS angemeldet haben. 
 
  

§ 2 Offene Ganztagsschule 

(1) Der Kreis Steinfurt bietet im Rahmen der OGS zusätzlich zum planmäßigen Unterricht 
grundsätzlich an allen Unterrichtstagen Angebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerun-
terrichtliche Angebote) an.  

(2) Die Angebote werden eingerichtet an den Förderschulen des Kreises in der Primarstufe, die 
nicht als Gebundene Ganztagsschulen geführt werden, sofern genügend Anmeldungen für 
die Teilnahme an der OGS vorliegen. 

(3) Die außerunterrichtlichen Angebote der OGS gelten als schulische Veranstaltungen. 
(4) Die Durchführung der Betreuung kann auf Dritte übertragen werden. 

  
 

§ 3 Teilnahmeberechtigte, Aufnahme, Abmeldung, Ausschluss 

(1) An den außerunterrichtlichen Angeboten der OGS können nur Schülerinnen und Schüler 
der Schule teilnehmen, an denen dieses Angebot besteht. 

(2) Die Anmeldung für das bevorstehende Schuljahr soll möglichst bis zum 10. März des jewei-
ligen Jahres erfolgen. Eine Aufnahme erfolgt grundsätzlich jeweils für ein Schuljahr.  

(3) Es werden nur Kinder in die OGS aufgenommen, soweit Plätze vorhanden sind. Ein An-
spruch auf Aufnahme besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die Schulleitung. 

(4) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der OGS ist freiwillig, die Anmeldung 
eines Kindes zur Teilnahme daran bindet jedoch für die Dauer eines Schuljahres (1. August 
bis 31. Juli). Die Anmeldung verpflichtet i.d.R. zur regelmäßigen und täglichen Teilnahme 
an diesem Angebot. 

(5) Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen (z.B. Zuzüge) möglich. 
(6) Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung durch die Beitragspflichtigen im Sinne des § 5 der 

Satzung ist mit einer Frist von vier Wochen jeweils zum 1. eines Monats möglich bei 
a. Änderungen hinsichtlich der Personensorge für das Kind, 
b. Wechsel der Schule, 
c. längerfristiger Erkrankung des Kindes (mindestens vier Wochen). 

(7) Ein Kind kann vom Schulträger nach Absprache mit der Schule von der Teilnahme an au-
ßerunterrichtlichen Angeboten der OGS ausgeschlossen werden, insbesondere wenn 
a. das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht zulässt, 
b. das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
c. die Beitragspflichtigen ihrer Beitragspflicht nicht nachkommen, 
d. die erforderliche Zusammenarbeit mit den Eltern oder den rechtlich gleichgestellten Per-

sonen von diesen nicht mehr möglich gemacht wird, 
e. die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren bzw. sind. 
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§ 4 Elternbeiträge 

(1) Der Kreis Steinfurt erhebt für die Betreuung von Kindern im Rahmen der OGS an seinen 
Förderschulen öffentlich-rechtliche Beiträge (Elternbeiträge) als Jahresbeiträge, die in zwölf 
vollen monatlichen Teilbeträgen erhoben werden. 

(2) Die Beiträge werden vom Kreis Steinfurt nach einer Einkommensprüfung festgesetzt. Sie 
sind ab Betreuungsbeginn jeweils zum 15. eines Monats durch Bankeinzugsverfahren zu 
entrichten. 

(3) Das Entgelt für das Mittagessen im Rahmen des OGS-Angebotes ist nicht Bestandteil die-
ses Beitrages und wird gesondert verlangt. 

  
 

§ 5 Beitragspflicht 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellten Personen, mit denen 
das Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil oder mit einer dieser recht-
lich gleichgestellten Person zusammen, so tritt dieser bzw. diese an die Stelle der Eltern. 

(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 
Einkommenssteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 
Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern. Von Ihnen wird kein Elternbeitrag erhoben. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
(4) Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in das außerunterrichtliche Ange-

bot der OGS. Sie gilt grundsätzlich für ein Schuljahr (1. August bis 31. Juli) und auch in den 
Zeiten der Schulferien. Wird ein Kind im laufenden Schuljahr aufgenommen oder verlässt 
es im laufenden Schuljahr die OGS, ist der Beitrag anteilig, jedoch in vollen Monatsbeiträgen 
zu zahlen. 

(5) Die Beitragspflicht besteht unabhängig von einer tatsächlichen Inanspruchnahme der Be-
treuung und auch dann, wenn das Kind wegen Krankheit oder aus anderen Gründen bis zu 
einem Zeitraum von vier Wochen die Betreuung nicht in Anspruch nehmen kann. Bei länge-
rer Abwesenheit ist der Beitragszeitraum auf Antrag zu verkürzen. 

(6) Bei vorübergehenden Unterbrechungen oder Einschränkungen der Betreuung, die vom 
Kreis Steinfurt nicht zu vertreten sind, insbesondere durch Betriebsstörungen, Naturereig-
nisse u.ä. haben die Zahlungspflichtigen keinen Anspruch auf Beitragsminderung.     

  
 

 § 6 Beitragshöhe 

(1) Die Zahlungspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit mo-
natlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich 
aus der Beitragstabelle in § 11 dieser Satzung. 

(2) Über die Höhe der zu zahlenden Elternbeiträge erhalten die Zahlungspflichtigen einen Bei-
tragsbescheid.  

(3) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt die endgültige Festsetzung 
rückwirkend nach Vorlage der erforderlichen Einkommensunterlagen. Wird bei einer Über-
prüfung festgestellt, dass sich Änderungen der Einkommensverhältnisse ergeben haben, 
die zur Zugrundelegung einer anderen Einkommensgruppe führen, so ist der Beitrag ggf. 
auch rückwirkend neu festzusetzen. 
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§ 7 Beitragsermäßigung und -befreiung 

(1) Empfängerinnen und Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB 
XII, Grundsicherung im Alter, Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem 
SGB II, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Leistungen nach dem Wohn-
geld- oder Wohngeld-Plus-Gesetz sowie Kinderzuschlag gemäß Bundeskindergeldgesetz 
sind für die Dauer des Leistungsbezugs von einer Beitragszahlung befreit. 

(2) Lebt das Kind bei keiner der in § 5 genannten Personen (z.B. bei einer Hilfe zur Erziehung 
in einer Einrichtung über Tag und Nacht), ist kein Elternbeitrag zu zahlen. 

(3) Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 5 dieser Satzung an 
die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig außerunterrichtliche Angebote der OGS an den För-
derschulen des Kreises Steinfurt oder an einer OGS einer anderen Schule wahrnimmt, ent-
fallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 

 

§ 8 Einkommen 

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Beitrags-
pflichtigen im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und vergleich-
bare Einkünfte, die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen 
Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 

(2) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie zur Deckung 
des Lebensunterhalts bestimmte Leistungen für die Beitragspflichtigen und die Schüle-
rin/den Schüler, für die/den der Elternbeitrag gezahlt wird. 

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist 
zum Einkommen nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Gesetz zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (BEEG) ist erst ab dem in § 10 Absatz 2 BEEG (in der jeweilig geltenden 
Fassung) benannten Betrag beim Einkommen zu berücksichtigen. 

(4) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine 
lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der ge-
setzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Paragraphen 
ermittelten Einkommen ein Betrag von zehn Prozent der Einkünfte aus diesem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

(5) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Absatz 6 Einkommensteuergesetz 
zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkommen 
abzuziehen. Ebenso sind die nach § 2 Abs. 5 a Einkommenssteuergesetz steuerlich aner-
kannten Kinderbetreuungskosten von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ab-
zuziehen. 

§ 9 Maßgeblicher Einkommenszeitraum 

(1) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist das Jahreseinkommen des vorange-
gangenen Kalenderjahres. 

(2) Davon abweichend ist das tatsächliche Jahreseinkommen zugrunde zu legen, wenn es vo-
raussichtlich auf die Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vorangegangen 
Kalenderjahres. Der Elternbeitrag ist im Falle einer solchen Änderung für dieses Kalender-
jahr neu festzusetzen. Dabei erfolgt zunächst eine vorläufige Festsetzung, für die das Ein-
kommen des Jahres geschätzt wird. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise 
für das Jahr wird der Beitrag endgültig festgesetzt. 
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§ 10 Einkommensnachweis, Mitteilungspflichten 

(1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger der OGS dem Schulträger unverzüg-
lich die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder 
sowie die entsprechenden Angaben der Beitragspflichtigen mit. Bei der Aufnahme und da-
nach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen dem Schulträger schriftlich anzugeben, 
welche Einkommensgruppe für ihre Elternbeiträge zugrunde zu legen ist. Zum Nachweis 
des maßgeblichen Einkommens müssen die Beitragspflichtigen der Behörde sämtliche für 
die Beitragsermittlung relevanten und angeforderten Belege einreichen. 

(2) Die Beitragspflichtigen nach § 5 dieser Satzung sind verpflichtet, bei Aufnahme und danach 
auf Verlangen ihr maßgebliches Einkommen bzw. das Vorliegen von Befreiungstatbestän-
den nachzuweisen. Dazu reichen sie den Einkommensteuerbescheid und alle relevanten 
weiteren Nachweise beim Kreis Steinfurt als Schulträger ein. Ohne Angabe zur Einkom-
menshöhe oder Vorlage des geforderten Nachweises bzw. bei nicht glaubhaftem Einkom-
men ist der Betrag nach der höchsten Einkommensstufe zu zahlen. 

(3) Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, alle Veränderungen in den wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, dem 
Kreis Steinfurt als Schulträger unverzüglich mitzuteilen. 

 
§ 11 Beitragstabelle 

 

Jahreseinkommen 
im Sinne der Satzung 

Monatlicher Elternbei-
trag 

bis 36.000 € 0 € 

bis 42.000 € 74 € 

bis 48.000 € 85 € 

bis 54.000 € 96 € 

bis 60.000 € 107 € 

bis 66.000 € 118 € 

bis 72.000 € 129 € 

bis 78.000 € 140 € 

bis 84.000 € 151 € 

bis 90.000 € 162 € 

bis 96.000 €  173 € 

bis 102.000 €  184 € 

bis 108.000 € 195 € 

bis 114.000 €  206 € 

bis 120.000 €  217 € 

über 120.000 € 228 € 
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§ 12 Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer die erforderlichen Angaben vorsätzlich oder fahrlässig unrichtig 
oder unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.000 
Euro geahndet werden. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. August 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 
(OGS) an den Förderschulen des Kreises Steinfurt vom 06.07.2016 mit Ablauf des 31.07.2024 
außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Ange-
bote im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS) an den Förderschulen des Kreises Stein-
furt wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

5. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

6. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
7. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
8. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Steinfurt, 20.12.2023      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
         Az. 13/2 – 01.02.05-01/027 
         gez. Dr. Martin Sommer 
         Landrat  
    
         Kreis Steinfurt 50/2023/440 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



658 
 

441. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.:  51-14-44-18474 
 
 
Gegen Herrn  Oleksandr Falatuk, zuletzt wohnhaft in  Charkiv, Stadt Pereschnoye, Jubiläum 3, 
ist ein Dokument des Landrates des Kreises Steinfurt vom 20.12.2023 (Az.:  51-14-44-18474) 
ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 
Steinfurt, 20.12.2023      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
              
         Kreis Steinfurt 50/2023/441 
 
 
 
 

442. Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses der Innenbereichssat-
zung für den Bereich „Zum Badesee“ in der Gemeinde Saerbeck gemäß 
§ 34 Abs. 4 Satz 1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 
10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. S. 2414) zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juli 
2023 (BGBl. I S 176, ber. Nr. 214) und mit §§ 7 und 41 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in der Sitzung am 14. Dezember 2023 die Innenbereichs-
satzung mit folgendem Wortlaut beschlossen:  
 
Der Rat beschließt die Innenbereichssatzung „Zum Badesee“ der Gemeinde Saerbeck gemäß 
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB einschließlich Begründung.  
 
Ein Umweltbericht war nicht erforderlich und ist nicht Bestandteil der Begründung. Auch wurde 
durch das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung nicht begründet. Für 
den Bereich der Ergänzungssatzung ist aufgrund der beabsichtigten Bebauung ein Eingriff in 
Natur und Landschaft zu erwarten, so dass die Erstellung einer entsprechenden Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung Teil der Planung ist. Die artenschutzrechtliche Vorprüfung ist Bestand-
teil der Planunterlagen. Artenschutzrechtliche Konflikte gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG gegenüber 
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der planungsrelevanten Arten Sperber, Mäusebussard, Turmfalke, Bluthänfling und Kamm-
molch sind mit der Planung nicht zu prognostizieren. In Bezug auf die Fledermäuse ist von einer 
erheblichen Störung mit Auswirkungen auf die lokale Fledermauspopulation ebenfalls nicht aus-
zugehen.  
 
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Innenbereichssatzung ist nachfolgend mit ei-
ner breiten Strichlinie umrandet dargestellt: 
 

 
Mit der Innenbereichssatzung soll die Errichtung eines weiteren Kindergartens als Vorhaben 
gemäß § 34 Abs.1 BauGB an diesem Standort realisiert werden können.  
 
Die Fläche innerhalb des Geltungsbereichs ist Teilfläche der Flur 43, Flurstück 241 und wird 
begrenzt durch den Fuß- und Radweg „Zum Badesee“ bzw. die Pflege und Betreuungseinrich-
tung im Westen, einen kürzlich errichteten Bike-Parcours im Süden und eine Ackerfläche mit 
umliegendem Gehölzbestand im Norden.  
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. 
§ 2 Abs. 4 der BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen 
Fassung, öffentlich bekannt gemacht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Innenbereichssatzung für den Bereich „Zum Bade-
see“ in Kraft. 
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Einsichtnahme 
 
Die Innenbereichssatzung mit Begründung kann vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung an im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferrières-Straße 
11, 48369 Saerbeck, während der Dienststunden eingesehen werden. Zur Einsichtnahme der 
ausgelegten Unterlagen vereinbaren Sie bitte telefonisch einen Termin mit dem Amt für Planen 
und Bauen der Gemeinde Saerbeck unter 02574/ 89-205 oder 89-206 (Vermittlung 02574/89-
0). Der Bebauungsplan mit den Anlagen kann auch auf der Internetseite der Gemeinde 
Saerbeck unter https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungspla-
ene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm eingesehen werden. Über den 
Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.   
  
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Ge-
meindeordnung NRW wird hingewiesen:  
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige 
Nutzung durch diese Innenbereichssatzung und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften sowie beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn 
diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Genehmigung des Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist 
darzulegen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 
 

 
Saerbeck, 21.12.2023      Gemeinde Saerbeck 

Der Bürgermeister 
gez. Dr. Lehberg 

              
         Kreis Steinfurt 50/2023/442 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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443. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.: 51-14-32-18386 
 
 
Gegen Frau Kateryna Spitsak zuletzt wohnhaft in 51900Stadt Kamianske Gebiet Dnipro/Ukra-
ine, Kashtanova Str. 15, Wohnung 31 ist ein Dokument des Landrates des Kreises Steinfurt vom 
21.11.2023 (Az.: 51-14-32-18386) ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 
Steinfurt, 21.12.2023      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
              
         Kreis Steinfurt 50/2023/443 
 
 
 
 

444. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.: 51-14-14-18375 
 
 
Gegen Herrn Serhi Vovk, zuletzt wohnhaft in Ukraine ist ein Dokument des Landrates des Krei-
ses Steinfurt vom 27.11.2023 (Az.: 51-14-14-18375) ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 
Steinfurt, 21.12.2023      Kreis Steinfurt 

Der Landrat 
              
         Kreis Steinfurt 50/2023/444 
 
 


